
In Begründung dieses Vorschlages kann auf die Aus­
führungen verwiesen werden, in denen ich im Zu­
sammenhang mit einer Untersuchung des Problems 
des gutgläubigen Erwerbs von Volkseigentum hier5 vor 
kurzem die Berechtigung des üblichen Hauptarguments 
für' den Gutglaubensschutz, nämlich des Bedürfnisses 
nach Sicherheit im Rechtsverkehr, analysiert habe. 
Dort wurde dargelegt, daß unter unseren Verhältnissen 
gerade bei der Veräußerung von — in der Regel ge­
brauchten — Sachen aus Privathand ein solcher 
Schutzanspruch nicht mehr als 'berechtigt anerkannt 
werden könne. Das Ergebnis dieses Teils der Unter­
suchung war die Forderung de lege ferenda, jede Mög­
lichkeit eines- gutgläubigen Erwerbs beweglicher 
Sachen, soweit der Erwerb nicht im regulären Einzel­
handel stattfindet, zu beseitigen; eine ähnliche Forde­
rung ist schon früher von D o r n b e r g e r 6 auf gestellt 
worden. Diese Auffassung wurde bei den Beratungen 
der Entwurfsrevision für die hier in Frage stehenden 
Fälle der unberechtigten Verfügung durch einen Ehe­
gatten akzeptiert. Dabei fällt ins Gewicht, daß es sich 
hier eben nicht nur um den Schutz von Vermögens­
interessen, sondern zugleich um die Sicherung der 
materiellen Grundlage des Familienlebens handelt, 
während auf der anderen Seite der Dritte es stets 
selbst in der Hand hat, sich vor Schaden zu bewahren: 
wer Hausratsgegenstände aus Privathand kauft und 
sichergehen will, wird sich künftig, falls die vorge­
schlagene Regelung Gesetz wird, stets den Personal­
ausweis des Verkäufers vorzeigen zu lassen und auf 
den Nachweis der Zustimmung des Ehegatten zu be­
stehen haben, wenn der Personalausweis ergibt, daß 
der Verkäufer verheiratet ist. Eine solche Übung dürfte 
sich als Folge der Beseitigung des Gutglaubensschutzes 
sehr rasch einbürgern.

3. Auch die Bestimmungen des § 20 des Entwurfs 
über die Anteile am gemeinsamen Vermögen und die 
Art seiner Verteilung erwiesen sich auf Grund der 
Diskussion als revisions- bzw. ergänzungsbedürftig.

Der Grundsatz der gleichen Beteiligung am gemein­
samen Vermögen wurde aufrechterhalten, jedoch nicht 
in der bisherigen starren Form, die keine Ausnahmen 
zuließ. Es lassen sich durchaus Fälle denken, in denen 
sich eine solche Regelung als grobe Unbilligkeit er­
wiese; daher wurde schon in einem frühen Sta­
dium der Revisionsarbeit7 die Möglichkeit der Fest­
setzung ungleicher Anteile durch das Gericht als Aus­
nahme vorgesehen. In seiner jetzigen Form gibt der 
Entwurf als Anleitung für die Rechtsprechung mehrere 
Beispiele für Sachverhalte, in denen eine solche Aus­
nahmeregelung in Frage kommt: den Fall, daß ein 
Ehegatte mit Rücksicht auf die ihm übertragene Sorge 
für gemeinsame Kinder einen größeren Anteil am 
Hausrat benötigt; den Fall, daß ein Ehegatte keinerlei 
Beitrag — also auch nicht durch Arbeit im Hause — 
zur Schaffung des gemeinsamen Vermögens geleistet 
hat; den Fall, daß ein Ehegatte auf das zu teilende 
gemeinsame Vermögen erhebliche Mittel aus seinem 
persönlichen Vermögen verwandt, z. B. also eine Gene­
ralreparatur des gemeinsamen Siedlungshauses bezahlt 
hat; schließlich den Fall, daß ein Ehegatte zu Lasten 
des gemeinsamen Vermögens außergewöhnliche Zu­
wendungen empfangen hat, also etwa eine Hypothek 
auf dem gemeinsamen Grundstück zur Deckung seiner 
persönlichen Schulden ..aufgenommen worden ist. In 
diesen und ähnlichen Situationen kann das Gericht 
auf einen Antrag, der im Fall der Auflösung der Ehe 
durch Scheidung nur im Scheidungsprozeß gestellt 
werden kann, ein der Sachlage entsprechendes ande­
res Teilungsverhältnis festsetzen.

Neu sind weiter Einzelheiten über die Art der Tei­
lung des gemeinsamen Vermögens, vor allem die Be­
stimmung, daß die Teilung eines Grundstücks auch 
durch Überlassung des ganzen Grundstücks an den 
einen Ehegatten gegen Auszahlung des anteiligen 
Werts an den anderen möglich ist, wobei dem Über­
nehmer des Grundstücks durch das Gericht Raten-
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7 vgl. Ostmann, Der Schöffe 1955 S. 54 ff.

Zahlung eingeräumt und die hypothekarische Siche­
rung dieser Zahlung auferlegt werden kann.

Dem schon in der EheVO zum Ausdruck kommenden 
Bestreben, im Fall der Scheidung die 'Beziehungen zwi­
schen den früheren Eheleuten schnell und endgültig 
zü lösen, entspricht die im Entwurf 1954 noch nicht ent­
haltene Bestimmung, daß der Anspruch auf Ver­
mögensteilung innerhalb einer einjährigen Ausschluß­
frist .nach Auflösung der Ehe geltend gemacht werden 
muß. Mit fruchtlosem Ablauf dieser Frist wird jeder 
der früheren Ehegatten Alleineigentümer derjenigen 
Teile des gemeinsamen Vermögens, die sich in seinem 
Besitz befinden.

Diesen Komplex abschließend, ist zu betonen, daß 
es sich bei der gesamten Regelung selbstverständlich 
immer nur um die f a m i l i e n r e c h t l i c h e n  Ver­
mögensbeziehungen der Ehegatten handelt. Neben die­
sen können zivilrechtliche Beziehungen existieren, so 
etwa, wenn die Ehegatten zusammen ein nicht der ge­
meinsamen Lebensführung dienendes Grundstück, z. B. 
also ein Zinshaus, erwerben. In diesem Falle entsteht 
zivilrechtliches Miteigentum nach Bruchteilen, und die 
Rechtsverhältnisse der Ehegatten in bezug auf dieses 
Grundstück werden ausschließlich durch das Zivil- 
recht geregelt, während beim Erwerb eines von den 
Ehegatten selbst genutzten Siedlungshauses Gesamt­
handseigentum entsteht und für die Rechtsverhältnisse 
der Ehegatten hinsichtlich dieses Hauses das Familien­
recht maßgebend ist.

II
Die Bildung verschiedener Vermögensmassen durch 

ein eheliches Güterrecht wirft stets die Frage auf, ob 
und in welcher Weise die Ehegatten mit den einzelnen 
Vermögensmassen für die verschiedenen in Erage kom­
menden Verbindlichkeiten — gemeinsame Schulden, 
eigene Schulden und Schulden des anderen Ehegatten. — 
materiellrechtlich einzustehen haben, sowie die wei­
tere Frage, wie diese Haftung prozessual realisiert 
wird. Auf beide Fragen geben, worauf in der Literatur 
schon hingewiesen worden ist8, die bisherigen Entwürfe 
nur unzureichende Auskunft, so daß die Problematik 
erneut zu durchdenken war.

1. Die Eheschließung zweier gleichberechtigter Men­
schen kann zu keiner Änderung der zivilrechtlichen 
Rechtsstellung der Ehegatten führen, also auch zu kei­
ner Abweichung von dem zivilrechtlichen Prinzip, daß 
grundsätzlich niemand von Gesetzes wegen für Ver­
bindlichkeiten eines anderen haftet. Ebensowenig darf 
aber auf der anderen Seite die Ehe zur Folge haben, 
daß durch sie das Vermögen des Schuldners ganz oder 
teilweise dem Zugriff seiner Gäubiger entzogen wird. 
Aus beiden Erwägungen ergibt sich die vorgesehene 
Regelung der materiellrechtlichen Schuldenhaftung, 
wonach grundsätzlich jeder Ehegatte mit seinem ge­
samten Vermögen — d. h. seinem persönlichen Ver­
mögen und seinem Anteil am gemeinsamen Vermögen — 
für seine eigenen Schulden einzustehen hat, aber 
kein Ehegatte für die Schulden des anderen. Dem­
entsprechend haften beide Ehegatten mit ihrem vollen, 
gemeinsamen und persönlichen, Vermögen nur für 
solche Verbindlichkeiten, die beide gemeinsam ein­
gegangen sind oder die einer von ihnen zulässigerweise 
(§ 11) zugleich für sich und für den anderen begründet 
hat.

Dieser Grundsatz erleidet eine wichtige Modifikation 
sowie eine Ausnahme. Die erstere ergibt sich aus der 
Vorsorge, die der Entwurf auch hier dem gemeinsamen 
Vermögen als einem Bestandteil der materiellen 
Grundlage des Familienlebens angedeihen lassen will. 
Denn wenn es sich auch nicht vertreten läßt, die Haf­
tung eines Schuldners mit seinem Anteil am gemein­
samen Vermögen als einem Bestandteil seines eigenen 
Vermögens gänzlich auszuschließen, so kann anderer­
seits 'bei der Natur des gemeinsamen Vermögens (ge­
meinsam genutzte Sachen!) nicht verkannt werden, 
daß durch die Vollstreckung in den Anteil des Schuld­
ners auch dessen Ehegatte sowie die übrigen Familien­
mitglieder faktisch in Mitleidenschaft gezogen werden
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